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Aktenzeichen: 7 AZR 129/89
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 6. Dezember 1989

- 7 AZR 129/89 --
I. Arbeitsgericht Urteil vom 15. Juni 1988

Herne - 1 Ca 912/88 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 15. Dezember 1988

Hamm - 17 Sa 1472/88
Für die Amtliche Sammlung: N e i n
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Mehrmalige Befristungen nach dem Besehäftigungsförderungs- 
gesetz

Gesetz: BeschFG 1985 Art. 1 § TVG § 9 Abs 3 Abschlußnorm

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Mehrere befristete ArbeitsVerhältnisse nach Art. 1 § 1 
BeschFG 1985; Ausschluß der einen Saehgrund für die Befri­
stung erfordernden Tari fbestimmung (hi er: Nr. 1 zu Nr. i 
SR 2a HTA der Bundesanstalt für Arbeit) im Arbeitsvertrag. 
Parallelsache zu 7 AZR 491/89 vom 6. Dezember 1989.
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7 AZR 129/89 
17 Sa 1472/88 Hamm Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6» Dezember 1989
Range»
Reg.“Obersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil,
Ir Sachen
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hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 6. Dezember 1989 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Seidensticker, die Richter Prof. Dr. 
Becker und Schliemann sowie die ehrenamtlichen Richter Sei­
ler und Prof. Dr. Knapp für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 15. Dezember 
1988 - 17 Sa 1*172/88 - aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit der Befristung 
ihres letzten (zweiten) Arbeitsvertrages.

Die 1957 geborene Klägerin ist gelernte Bürokauffrau. In 
diesem Beruf war sie bis Ende April 1985 tätig und sodann zu­
nächst arbeitslos. Für die Zeit vom 1. August 1985 bis 31. August 
1986 war die Klägerin gemäß Art. 1 § 1 Abs. 1 des Beschäftigungs­
förderurigsgesetzes - BeschFG - 1985 als vollbeschäftigte Zeitan­
gestellte bei der Beklagten beim Arbeitsamt R einge­
stellt (Arbeitsvertrag vom 29. Juli 1985).

Sie war gegen eine Vergütung nach VergGr. VII HTA als Hilfs­
bearbeiterin in der Vorschaltstelle der Leistungsabteilung für 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe des Arbeitsamtes R
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eingesetzt. Dort werden einfache Fälle bearbeitet und Vor­
arbeiten für die entsprechenden Leistungsstellen erbracht. Nach 
Auslaufen dieses ArbeitsVerhältnisses war die Klägerin wieder 
arbeitslos gemeldet.

In der ersten Hälfte des Monats Dezember 1986 teilte der für
Personalsachen beim Arbeitsamt R zuständige Bedien­
stete A der Klägerin telefonisch mit, sie könne wieder .be­
fristet vom 5. Januar 198? bis 31. März 1988 eingestellt werden, 
weil ein Mitarbeiter des Arbeitsamtes R seinen
Grundwehrdienst ableisten müsse. Nachdem die Klägerin ihre Be­
reitschaft zur Einstellung erklärt hatte, beantragte die Beklagte 
mit ihrem Schreiben vom 19. Dezember 1986 beim örtlichen Perso­
nalrat dessen Zustimmung, die Klägerin befristet für die Zeit vom 
5. Januar 1987 bis 31. März 1988 als Hilfsbearbeiterin für Ar­
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe sowie Förderung und Umschulung 
gegen eine Vergütung nach VergGr. VII MIA einzustellen. In dem 
Schreiben ist unter MErläuterungen" angeführt:

"P. wird für die Dauer des Grundwehrdienstes 
des Ang. B beschäftigt. P. war bereits in 
der Zeit v. 01.01.85 bis 31.08.86 beschäftigt.,f

Der Angestellte B ist ein von der Beklagten ausgebi1 deter
Hilfsbearbeiter für die Bereiche 
hilfe/Fortbildung und Umschulung. 
Grundwehrdienstes (5, Januar 1987 
Leistungsstelle des Arbeitsamtes

Arbeitslosengeld/Arbeitslo s e n-
Er war bis zum Beginn seines 
bis 31• März 1988) in der

eingesetzt.
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Der Personalrat stimmte der beabsichtigten Einstellung der 
Klägerin zu. Unter dem 30. Dezember 1986 übersandte die Beklagte 
der Klägerin den schriftlichen Arbeitsvertrag mit der Bitte um 
Unterzeichnung und Rückgabe. In dem Anschreiben heißt es:

If

Sehr geehrte Frau P ,
wie Ihnen bereits anläßlich ihre'«’ Vorstellung 
mitgeteilt wurde» benötigt das Arbeitsamt 
R vorübergehend eine Mitarbeite­
rin, die gewillt und in der Lage ist, eine 
Tätigkeit als Verwaltungsangestellte zeitlich 
befristet auszuüben.
Nach der bestehenden Arbeitsbelastung bin ich 
in der Lage, Ihnen ein befristetes Arbeitsver­
hältnis für die Zeit vom 05.01.1)87 bis 
31.03.1988 anzubieten. Einen entsprechenden 
Arbeitsvertrag habe ich vorbereiset.

?!

In dem sodann von beiden Parteien ohne Datumsangabe Unter­
zeichneten Formulararbeitsvertrag ist u. a, folgendes vereinbart:

"§ 1
Frau P wird ab 05.01.1987 als
vollbeschäftigte Angestellte gemäß Art. 1 § 1 
Abs. 1 des Beschäf ti erungsför der ungsge setze s
1985 vom 26. April 1986 (BGBl. I S. 710) als 
Zeitangestellte für die Zeit bis zum 31.03. 
1988 beim Arbeitsamt R einge­
stellt .

§ 2
Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem 
Manteltarifvertrag für die Angestellten der 
BA vom 21. April 1961 (MTA) und len diesen 
ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarif- 
verträgen in der jeweils geltenden Fassung. 
Außerdem finden die für die BA jeweils gel­
tenden sonstigen Tarifverträge Anwendung; die 
Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 der'* Anlage 2 a 
gilt nicht. "
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Die Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr 1 SR 2a MTA hat folgenden
Wort!aut:

’’Zeitangestellte dürfen nur eingestellt 
werden, wenn hierfür sachliche Gründe oder in 
der Person des Angestellten liegende Gründe 
vorliegen."

Ab 5. Januar 1987 wurde die Klägerin erneut als Hilfsbear­
beiterin in der Vorschaltstelle der Leistungsabteilung für Ar­
beitslosengeld und Arbeitslosenhilfe beim Arbeitsamt R

eingesetzt. Die Vorsehaltstelle wurde Ende Januar 1988 
aufgelöst. Die Klägerin hatte sodann beim Arbeitsamt R

auf einem anderen Arbeitsplatz bis zum 31. März 1988 tele­
fonisch Auskünfte zu erteilen.

Mit ihrer am 11. April 1988 eingereichten Klage macht die 
keiner Gewerkschaft angehörende Klägerin die Unwirksamkeit der 
Befristung ihres letzten ArbeiteVertrages geltend. Sie begehrt 
ferner ihre vorläufige Weiterbeschäftigung.

Sie hat geltend gemacht; Die Befristung ihres zweiten Ar­
beitsverhältnisses sei nicht unter dem Gesichtspunkt der Neuein­
stellung i. S. des Art. 1 § 1 BesehFG 1985 gerechtfertigt. Zwi­
schen beiden Arbeitsverhältnissen habe zudem ein enger sachlicher 
Zusammenhang bestanden. Bei der angespannten Arbeitsmarktsitua­
tion habe auch beim Arbeitsamt R ein ständiger Mehr­
bedarf an Arbeitskräften bestanden. Sie sei ab 5. Januar 1987 
nicht als Vertretung für den Angestellten B während der Dauer 
seines Grundwehrdienstes eingestellt worden. Dessen Name sei bei
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Abschluß des zweiten befristeten Arbeitsvertrages überhaupt nicht 
gefallen. Auch sei kein anderer Mitarbeiter aus der Vorschalt­
stelle zur Vertretung von B eingesetzt worden. Die von der 
Klägerin ausgeführten Aufgaben seien zuvor von Frau V 
ausgeführt worden, die anderweitig umgesetzt worden sei. Es tref­
fe auch nicht zu, daß die ehemalige Auszubildende W nach
Bestehen ihrer Prüfung in der Vorschaltsteile auf dem Arbeits­
platz von B eingesetzt worden sei. Vielmehr sei für B ein 
Herr Ri eingesetzt worden.

Die Klägerin hat beantragt,

1. festzustellen, daß das Arbeitsve-hältnis 
über den 31. März 1988 hinaus fo^tbesteht;

2. die Beklagte zu verurteilen, sie zu unver­
änderten Arbeitsbedingungen weitarzube- 
schäftigen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie hat geltend gemacht, daß das zweite Arbeitsverhältnis 
zwischen der Klägerin und ihr nach dem Beschäftigungsförderungs- 
gesetz 1985 wirksam befristet worden sei. Es habe sich hierbei um 
eine Neueinstellung gehandelt. Zwischen den beiden Arbeitsver­
hältnissen mit der Klägerin habe kein enge:* sachlicher Zusammen­
hang bestanden. Die viermonatige Frist des Art. 1 § 1 Abs. 1 

Satz 3 BeschFG 1985 sei überschritten, den 1 das frühere Arbeits­
verhältnis habe am 31. August 1986 geendet, das neue Arbeitsver­
hältnis habe erst am 5. Januar 1987 begonnen. Bei der Beendigung

7
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des ersten ArbeitsVerhältnisses am 31. August 1986 sei ein spä­
terer Einsatz der Klägerin nicht zu erwarten gewesen. Erst die 
Einberufung des Arbeitnehmers B zur Bundeswehr habe dazu ge­
führt, einen Hilfsbearbeiter aus der Vorschaltstelle auf den Ar­
beitsplatz des B zur Vertretung während dessen Grundwehr­
dienstes umzusetzen. Auf den dadurch frei gewordenen Arbeitsplatz 
habe man dann die Klägerin neu eingestellt. Dies sei der Klägerin 
auch gesagt worden, wenn auch der Name B nicht genannt worden 
sei. Zudem hätte für die Beschäftigung der Klägerin im früheren 
befristeten Arbeitsverhältnis ein ganz anderer sachlicher Grund 
Vorgelegen, nämlich der Ausfall der Inspektorin F infolge
DienstUnfähigkeit und darauf unmittelbar folgendem Mutterschutz 
und Mutterschaftsurlaub. Sie habe durch einen Mitarbeiter M

zunächst vertreten werden müssen, der seinerseits später 
für Prüfungszwecke freigestellt werden mußte. Hierdurch sei die 
Stelle eines Hilfsbearbeiters in der Vorschaltstelle vorüber­
gehend frei geworden, für die die Klägerin dann vorübergehend 
eingestellt worden sei. Zur Einstellung der Klägerin mit dem 
zweiten Arbeitsvertrag sei es gekommen, weil die ursprüngliche 
Einsatzplanung habe geändert werden müssen. Es sei vorgesehen 
gewesen, die ehemalige Auszubildende W nach Bestehen ihrer
für März 1987 anstehenden Prüfung in der Vorschaltstelle einzu­
setzen. Frau W sei dann aber nicht in der Vorschaltstelle,
sondern als Vertreterin für B eingesetzt worden. Wegen dieser 
geänderten Einsatzplanung sei die befristete Einstellung der Klä­
gerin in der Vorschaltstelle ab 5. Januar 1987 möglich gewesen.
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Das Arbeitsgericht hat der Klage im vollen Umfange stattge- 
ge ben. Die Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht 
mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß es - entsprechend der Klar­
stellung durch die Klägerin - die Beklagte verurteilt hat, die 
Klägerin bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Feststel­
lungsantrag zu unveränderten Arbeitsbedingungen weiterzubeschäf­
tigen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision 
will die Beklagte die Abweisung der Klage insgesamt erreichen. 
Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an 
das Landesarbeitsgericht.

I. Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend angenommen hat, be­
durfte die zwischen den Parteien allein umstrittene Befristung 
ihres letzten Arbeitsvertrages nicht schon aus tarifrechtlichen 
Gründen eines sie sachlich rechtfertigenden Grundes mit der Fol­
ge, daß die Befristung nicht auf Art. 1 § 1 BeschFG 1985 gestützt
werden könnte. Die Protokollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 der SR 2a MTA, 
nach der Zeitangestellte nur eingestellt werden dürfen, wenn 
hierfür sachliche oder in der Person des Angestellten liegende 
Gründe vorliegen, greift hier nicht ein, weil diese Tari fnorm 
beim Abschluß des Arbeitsvertrages für die Zeit ab 5. Januar 1987 
mangels Tarifbindung der Klägerin für die Parteien nicht zwingend 
galt.
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II. Zu Unrecht hat das Landesarbeitsgericht jedoch angenommen» 
die Befristung des zuletzt zwischen den Parteien abgeschlossenen 
Arbeitsvertrages zum 31. März 1988 lasse sich nicht auf Art. 1 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeschFG 1985 stützen, weil die Parteien 
bereits früher einen auf diese Vorschrift gestützten befristeten 
Arbeitsvertrag abgeschlossen hätten und diese gesetzliche Be­
fristungsmöglichkeit damit verbraucht sei. Dem vermag der Senat 
nicht zu folgen. Vielmehr dürfen dieselben Parteien nach Art. 1
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeschFG 1985 auch mehrmals Arbeitsvertra­
ge mit jeweils einmaliger Befristung bis zu 18 Monaten ab­
schließen» sofern es sich dabei nur jedesmal um eine Neueinstel­
lung handelt.

1. Im Schrifttum wird die Frage, ob dieselben ArbeitsVertrags­
parteien von der Befristungsmöglichkeit des Art. 1 § 1 BeschFG 
1985 während der Geltungsdauer dieser gesetzlichen Regelung nur 
einmal oder auch wiederholt Gebrauch machen können, unterschied­
lich beantwortet. Für die nur einmalige Befristungsmöglichkeit 
haben sich insbesondere Weller (KR, 3» Auf1. 1989, § 1 BeschFG 
1985 Hz 59), Frey (Neues Arbeitsrecht , Teil A Rz 34 bis *11), 
Schwerdtner (NZA 1985» 577), Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese 
(BAT, Anh. 1 zu SR 2y), und Rohlfing/Rewolle/Bader (KSchG,
Anh. 1, BGB § 620 Anm. IX *1) ausgesprochen. Die gegenteilige Auf­
fassung vertreten Stahlhacke (HzA Bd. 1 Gruppe 1 Rz 312), Winter­
feld (Mager/Winterfeld/Göbel/Seelmann, BeschFG IQ85, Rz 82 und 
101), Friedhofen/Weber (NZA 1985, 337, 340) und Hanau (RdA 1587, 
25). Dieser letzteren Auffassung schließt sich der Senat an. Daß 
dieselben ArbeitsVertragsparteien während der gesamten Geltungs-
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dauer des Art. 1 § 1 BeschFG 1985 nur einmal von der dort zuge­
lassenen Befristungsmöglichkeit sollten Gebrauch machen dürfen» 
läßt sich dem Gesetz nicht entnehmen.

2. Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeschFG 1985 macht die dort 
vorgesehene Befristungsmöglichkeit davon abhängig, daß der Ar­
beitnehmer neu eingestellt wird. Nach Satz 2 dieser Vorschrift 
liegt eine Neueinstellung nicht vor, wenn zu einem vorhergehenden 
befristeten oder unbefristeten Arbeitsvertrag ein enger sachli­
cher Zusammenhang besteht. Ein solcher enger sachlicher Zusammen­
hang ist gemäß Satz 3 der Vorschrift insbesondere anzunehmen, 
wenn zwischen den ArbeitsVerträgen ein Zeitraum von weniger als 
vier Monaten liegt.

a) Nach dem Wortlaut des Gesetzes liegt also eine Neueinstel­
lung nicht nur vor, wenn der Arbeitnehmer überhaupt noch nicht 
bei dem betreffenden Arbeitgeber beschäftigt war; sie kann auch 
dann gegeben sein, wenn die Arbeitsvertragsparteien bereits frü­
her in einem Arbeitsverhältnis gestanden haben. Zwischen dem frü-. 
heren befristeten oder unbefristeten Arbeitsverhältnis und dem 
späteren ArbeitsVerhältnis darf nur kein enger sachlicher Zusam­
menhang bestehen.

Damit hat der Gesetzgeber dem Begriff der "Neueinstellung" 
für Art. 1 § 1 BeschFG 1985 einen eigenen Inhalt gegeben. Er
schließt es aus, unter Rückgriff auf ein mögliches, aber nicht 
zwingendes allgemeines Sprachverständnis dem Begriff der '’Neuein­
stellung" den Sinn absoluter Neuheit beizumessen, ihn mit diesem

- 1 1
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Inhalt dem Begriff "Wiedereinstellung" gegenüberzustellen und da­
raus abzuleiten, daß dieselben Arbeitsvertragsparteien in der 
Zeit vom 1. Mai 1985 bis zum 1. Januar 1990 nur ein einziges Mal 
die Befristung ihrer Arbeitsverträge auf Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 BeschFG 1985 stützen könnten, weil der Arbeitnehmer sonst 
nicht "neu", sondern "wieder" eingestellt werde.

Mit der Festlegung der eine Neueinstellung i.S. des Satzes 1 
Nr. 1 ausschließenden Tatbestände in den Sätzen 2 und 3 des 
Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 ist der Gesetzgeber gerade nicht 
nur von einer absolut neuen, sondern auch von einer ggfs, nur 
"erneuten" Einstellung ausgegangen. Er hat ausdrücklich den Fall 
geregelt, daß zwischen denselben Arbeitsvertragsparteien schon 
zuvor ein Arbeitsverhältnis bestanden hat. Dabei hat er nicht 
etwa nur auf ein früheres unbefristetes Arbeitsverhältnis abge­
stellt , sondern auch auf ein befristetes, und dies wiederum ohne 
Rücksicht darauf, ob dessen Befristung sonst überhaupt eines 
sachlich rechtfertigenden Grundes bedurfte oder ob dies z.B. man­
gels Erfüllung der sechsmonatigen Wartezeit nach § 1 Abs. 1 KSchG 
oder aus anderen Gründen nicht der Fall war. Damit schließt das 
Gesetz gerade auch die Möglichkeit ein, daß die Befristung eines 
früheren ArbeitsVerhältnisses derselben Parteien bereits auf 
Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeschFG 1985 gestützt war.

b) Auch aus der Formulierung in Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1 

BeschFG 1985, daß es bis zum 1. Januar 1990 zulässig ist, die 
"einmalige" Befristung des Arbeitsvertrag es bis zur Dauer von 
18 Monaten zu vereinbaren, läßt sich nicht herleiten, daß der Ge-
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setzgeber denselben Arbeitsvertragsparteien während der gesamten 
Geltungsdauer des Gesetzes nur ein einziges Mal die erleichterte 
Befristungsmöglichkeit eröffnen wollte.

Wenn das Gesetz von der nur einmaligen Befristung des Ar­
beitsvertrages spricht, so wi11 es dadurch verhindern, daß die 
zulässige Höchstdauer von 18 Monaten gestückelt und auf mehrere 
hintereinandergeschaltete, in einem engen sachlichen Zusammen­
hang zueinander stehende befristete Arbeitsverträge aufgeteilt 
wird. Von der durch Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 geschaffenen 
Möglichkeit, bei NeueinsteHungen das Arbeitsverhältnis auch ohne 
einen die Befristung sachlich rechtfertigenden Grund bis zur 
Dauer von 18 Monaten zu befristen, soll irr Rahmen zusammenhängen­
der Arbeitsverträge nur einmal Gebrauch gemacht werden dürfen, 
und zwar bei der Einstellung, also beim Abschluß des ersten der 
zusammenhängenden Arbeitsverträge. Es ging dem Gesetzgeber hier­
bei darum zu verhindern, daß die gesetzliche Befristungserleich­
terung den Abschluß von Kettenarbeitsverträgen begünstigt. Das 
geht auch aus den Gesetzesmaterialien hervor. In der Begründung 
des federführenden Bundestagsausschusses für Arbeit und Sozial­
ordnung zu der später Gesetz gewordenen Ausschußfassung des 
Art. 1 § 1 BeschFG 1985 heißt es hierzu (ET-Drucks. 10/3206 vom
17. April 1985, S. 30), es werde klargestellt, daß die Regelung 
nicht für Kettenarbeitsverträge mit Unter!rechungen gelte; inso­
weit solle es beim bisherigen Recht mit seinen strengen Anforde­
rungen bleiben; die aus dem Regierungsentvurf entnommene Formu­
lierung, daß nur eine "einmalige Befristung" zulässig sei, besage 
dies bereits, ebenso der neue Begriff "Neueinstellung"; es er-

13
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scheine aber im Interesse der Rechtsklarheit empfehlenswert, aus­
drücklich in Anlehnung an die Rechtsprechung des ßundesarbeitsge- 
richts (Urteil vom 15. Dezember 1982 - 2 AZR 166/82 -) zu regeln, 
wann trotz zeitlicher Unterbrechung ein Kettenarbeitsverhältnis 
anzunehmen sei.

Dies macht deutlich, daß es dem Gesetzgeber allein darauf 
angekommen ist, die Möglichkeit einer erneuten Befristung nach 
Art. 1 § 1 BeschFG 1985 so zu beschränken, daß kein Kettenar­
beitsverhältnis entsteht. Es fehlt in den Gesetzesmaterialien 
jeder Hinweis darauf, daß der Gesetzgeber darüber hinaus auch bei 
Neueinstellungen während der gesamten Geltungsdauer des Art. 1 
§ 1 BeschFG 1985 nur einmal eine Befristung nach diesem Gesetz 
zulassen wollte. Wäre dies die Absicht des Gesetzgebers gewesen, 
hätte es auch nahegelegen, das Wort "einmalig" in Art. 1 § 1 
Abs. 1 Satz 1 BeschFG 1985 nicht als Adjektiv zu dem Wort '’Be­
fristung1’ zu verwenden, sondern zu formulieren; In der Zeit vom 
1. Mai 1985 bis zum 1. Januar 1990 ist es einmal zulässig, die 
Befristung des Arbeitsvertrages bis zur Dauer von 18 Monaten zu 
vereinbaren, ...".

3• Nach allem steht die Tatsache, daß :ra vorliegenden Fall zwi­
schen den Parteien bereits früher ein nach Art. 1 § 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 BeschFG 1985 befristetes ArbeitsVerhältnis bestanden 
hat, der Wirksamkeit der Befristung des letzten Arbeitsverhält­
nisses der Parteien nach diesem Gesetz nicht entgegen. Dies hat 
das Landesarbeitsgericht verkannt.

1H „
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III. Auf diesem Rechtsfehler beruht das angefochtene Urteil. Er­
führt zur Zurückverweisung des Rechtsstreits. Der Senat ist auf­
grund der bisher vom Landesarbeitsgericht festgestellten Tatsa­
chen nicht in der Lage, selbst zu entscheiden, ob die Voraus­
setzungen einer Neueinstellung i. S. von Art. 1 § 1 Äbs. 1 Satz 1 
Nr. 1 BeschFG 1985 vorliegen und die Befristung schon deshalb 
zulässig ist. Bei seiner erneuten Verhandlung und Entscheidung 
wird das Landesarbeitsgericht folgendes zu beachten haben:

1. Da zwischen dem Ende des ersten Arbeitsverhältnisses und dem 
Beginn des zweiten Arbeitsverhältnisses nicht weniger als vier 
Monate liegen und deshalb ein enger sachlicher Zusammenhang zwi­
schen beiden Arbeitsverhältnissen nicht ohne weiteres schon gemäß 
Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 3 BeschFG 1985 zu vermuten ist, kommt es 
darauf an, ob aus sonstigen Gründen ein enger sachlicher Zusam­
menhang besteht. Das Landesarbeitsgericht hat diese Frage ver­
neint , weil die Klägerin keine Umstände dargelegt und bewiesen 
habe, aus denen sich ein solcher enger sachlicher Zusammenhang 
ergeben könnte. Damit hat das Landesarbeitsgericht die Darle- 
gungs- und Beweislast verkannt.

Der Arbeitgeber trägt die Darlegungs- und Beweislast dafür, 
daß es sich um eine Neueinstellung handelt, wenn er die Zulässig­
keit der Befristung auf den Gesichtspunkt der Neueinstellung nach 
Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeschFG 1985 stützen will, obwohl 
die Befristung sonst nach der Rechtsprechung eines sie rechtfer­
tigenden sachlichen Grundes bedürfte. Es ist nicht Sache des Ar­
beitnehmers, über das Bestreiten nach § 138 ZPO hinaus die Tat-

- 15
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


15

saehen darzulegen und zu beweisen, die nach den Sätzen 2 oder ? 
dieser Vorschrift eine Neueinstellung ausschließen. Der gegentei­
ligen Ansicht des Landesarbeitsgerichts, die auch von einem Teil 
der Literatur vertreten wird (vgl. Otto, NJW 1985, 1807, 1808? 
Winterfeld, aaO, Hz 101), vermag sich der Senat nicht anzu­
schließen. Sie läßt sich insbesondere nicht damit begründen, daß 
das Gesetz den Begriff der Neueinstellung nicht positiv be­
schreibt, sondern nur negativ abgrenzt. Der Tatsache der negati­
ven Abgrenzung und ihrer Formulierung ist keine gesetzliche Be­
weis last Verteilung zu entnehmen. Will der Arbeitgeber geltend 
machen, daß die sonst eines sachlichen Grundes bedürfende Be­
fristung des Arbeitsvertrages hier wegen des Eingreifens der Be­
fristungserleichterung des Art. 1 § 1 Abs-. 1 BeschFG 1985 ohne 
einen solchen Sachgrund wirksam sei, so stützt er sich auf einen 
Ausnahmetatbestand, dessen Voraussetzungen er darlegen und be­
weisen muß. Dazu gehört auch das Vorliegen einer Neueinstellun« 
i, S. von Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 2 BeschFG 1985 und damit das 
Fehlen eines engen sachlichen Zusammenhanges des befristeten Ar­
beitsvertrags mit einem vorhergehenden Arbeitsvertrag. Diese Ver­
teilung der Darlegungs- und Beweislast entspricht auch dem Prin­
zip der Sachnähe. Regelmäßig ergibt sich aus beim Arbeitgeber 
oder in seinem Betrieb liegenden Umständen, ob ein enger sachli­
cher Zusammenhang des befristeten ArbeitsVertrages mit einem frü­
heren Arbeitsvertrag vorliegt oder nicht« Diese Umstande kennt 
der Arbeitgeber; dem Arbeitnehmer brauchen sie nicht bekannt zu 
sein oder gar eröffnet zu werden, damit c ie Befristung wirksam 
ist. Der Umfang der Darlegungs- und Beweislast des Arbeitgebers 
richtet sich, wie sonst auch, danach, wie sich der Arbeitnehmer 
unter Berücksichtigung von § 138 ZPO einläßt.

16
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2. Das Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 enthält keine Be­
st immung dessen, was unter einem engen sachlichen Zusammenhang 
i. S. des Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 2 BeschFG 1985 zu verstehen ist. 
Der Gesetzgeber hat sich ausweislich der Besohlußempfehlung des
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung ausdrücklich an die 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zum engen sachlichen 
Zusammenhang von Arbeitsverhältnissen bei der Prüfung, ob trotz 
rechtlicher Unterbrechung die Wartezeit des § 1 Abs. 1 KSchG er­
füllt ist, anlehnen wollen (vgl. BT-Drucks. 10/3206, S. 30), Für 
die Frage des engen sachlichen Zusammenhangs bei der Prüfung der 
Erfüllung der sechsmonatigen Wartezeit trotz rechtlicher Unter­
brechung (vgl. § 1 Abs. 1 KSchG "ohne Unterbrechung”) ist neben 
der Dauer der Unterbrechung maßgeblich darauf abzustellen, auf 
wen die Beendigung des früheren ArbeitsVerhältnisses zurückzu­
führen ist, aus welchen Gründen sie erfolgt ist, aber auch, ob 
der Arbeitnehmer dieselbe Tätigkeit wie bisher wieder ausüben 
soll und welche Beweggründe zur Begründung des neuen Arbeitsver- 
hältnisses geführt haben. Insgesamt ist dabei eine Würdigung al­
ler Umstände erforderlich (vgl. zusammen fassend unter Hinweis auf 
die bisherige Rechtsprechung: BAG, Urteil vom 10. Mai 1989 
- 7 AZR 450/88 - zur Veröffentlichung bestimmt, unter II c aa 
der Gründe).

Diese Grundsätze sind auch bei der Prüfung anzuwenden, ob
ein enger sachlicher Zusammenhang i. S. von Art. 1 § 1 Abs. 1 
Satz 2 BeschFG 1985 vorliegt. Eine Neueinstellung ist nicht schon 
dann von vornherein auszuschließen, wenn der Arbeitnehmer im
neuer! Arbeitsverhältnis mit denselben Arbeiten wie im früheren
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ArbeitsVerhältnis betraut oder auf demselben Arbeitsplatz einge­
setzt wird. Maßgebend ist auch insoweit eine Gesamtbe trachten.- 
Dabei kommt der Frage, wie und wann es aus welchen Beweggründe?! 
viiederum zur Eingehung des erneuten Arbei sverhältnIsses gekommen 
ist» erhebliche Bedeutung zu. Die zugrund eil egenden Tatsachen 
müssen insgesamt deutlich machen» daß es sich nicht um'die bloße, 
lediglich durch den Mindestzeiträum des A ’t. 1 § 1 Abs. 1 Satz 3 
BeschFG 1985 unterbrochene Fortsetzung des bisherigen Arbei tsver- 
hältnisses handelt.

IV. Sollte das Landesarbeitsgericht eine Neueinstellung i, S. 
des Art. 1 § 1 BeschFG 1985 verneinen, so wird es weiter zu orü- 
fen haben, ob die Befristung ihrerseits durch einen sachlichen
Grund i. S. der Rechtsprechung gerechtfertigt ist (vgl. BAGF' GS 
10» 65 = AP Nr. 16 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag;
Urteil vom 26. August 1988, BAGE 59, 265 s AP Nr. 129, aaO). 1

1. Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist die Be­
klagte vorliegend nicht mit 'Rücksicht auf Nr. 2 Abs. 1 SR 2 a v ’ A 
gehindert, den Sachgrund der Vertretung oder der Aushilfe oder 
einen anderen sachlichen Grund für die Befristung des letzten 

Arbeitsverhältnisses der Parteien geltend zu machen. Zwar ist 
nach dieser tar ifvertraglichen Bestimmung im Arbeitsvertrag zu 
vereinbaren, ob der Angestellte als Zeitangestellter, als Ange­
stellter für Aufgaben von begrenzter Dauer oder als Aushilfsange- 
stellter eingestellt wird. Die Anwendung dieser Tarifnorm ist 
auch in § 2 des Arbeitsvertrages der Part ?ien im Gegensatz zur 
Protokollnotiz Mr. 1 zu Nr. 1 SR 2 a MTA nicht ausdrückli ch ausse-

1 6)
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


18 -

s c h 1 o s s e n w o r cl e n . S i e s t e h t j e d o c h i n a i. n e rn u n t r e n n b a. ran S i n n z u -
sammenhang mit der hier einzelvertrag!ich ausgeschlossenen Proto.
kollnotiz Nr. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA, die wie folgt lautet:

"Zeitangesfcellte dürfen nur eingestellt werden,
wenn hierfür sachliche oder in der Person des
Ängesf e i 11en 1 i ogende (1 r*ünde vor 11 c gen. ”

Nenn die Parteien bei der e 1 nze 1 vertrat- 11cnen Übernahme des 

einsch 1 ägi gen Tari fvertrags diese Tar i frsorm von der Anwendbarke i t 
a u s g e n o m m e n u n d d i e B e f r i s t u n g i h r e s A r b e i t s v e r \ * a ]. t n i s s e s v e r - 
fraglich ausdrücklich auf Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 gestützt 
haben, so kann dies nur bedeuten, daß sie diejenigen Tari f normen, 
die die Zulässigkeit d'-r Berr j st>'uo von Ar be I. tsverträ gen vorn Vor- 
liegen eines sachlichen Grundes abhängig machen, und alle hieran 
anknüpfenden tari fl icho*\ Hepe I unron aussch 1.1 eßen wo 111en. J>a?.u
gehört auch Nr. 2 Abs. 1 SR 2a MTA. Die dort vorgescbriebone Ver­
einbarung darüber, ob der Angestellte als Zf ita.ngestellter» als 
Angestellter für Aufgaben von begrenzter Dai er Au.-.hi ; f -
angestel 11 er eingestellt w i r d , dient nur der Rechtss i cherhe i t und. 
der Rechtsklarheit: sie soll einem Streit der Parteien darüber 
Vorbeugen, w e 1 :• 1 c - Gr:'’ ’ i" *- * i > ’v < r i si o>*v >i r »> •'» ’■ >i . >■ \ .

zu der wortgleiehen Regelung Nr. 2 Abs, 1 Si ?,v BAT: BAG örtei 1 
vom 20. September 1989 - 7 AZ.Fi 558/88 - nie)' t zur Vor’?nVr\ 1 1 ~

chung vorgesehen, unter II 2 a der Gründe; I AGE 92, 703* 210 = AP
Nr. 76 zu 3 620 BGB Befristeter Arbeitsvertr ag, zu II 5 der Grün- 
de, m . v,. N.) . Die in Mr. 1 Buchst, b und e .SR 7 a MTA aufgei'ühr~
ten Fälle der Einstellung für Aufgaben von iegrenzten Dauer sowie 
zur Vertretung und zur zeitweiligen Aushilfe sind ledig!ich Un­
terfälle des tariflichen Erfordernisses eines sachlichen Grünres 1
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für eine Befr1stungsVereinbarung. Da aber nach dem Willen der 
Parteien das tarifliche Erfordernis eines Saehgrundes für 6 i e 
vereinbarte Befristung nicht gelten soll, geht die an d i e :•?>.- 
fordernis anknüpfende Regelung der Mr. 2 SR 2 a. MTA ins ferne. r 
wird von dem arbeits vertrag] i eben Ausseh ! uf der frut okot ! :■ 1
Nr.. 1 zu Nr. 1 SR 2a MTA miturafaßt.

2. Auch aus sonstigen Gründen ist die lek: apt c v d i  »̂ fsf t, 
einen sachlich recht t'e r t i r, e n d en Grund fir** die Be fr i stung Ten 
letzten Arbeits Vertrages der Parteien r l eTr-' r, *
schieben. Mit der Vereinbarung in § 1 de - i,\ be«V nverVMtp-", 
nach die Anstellung ” gemäß Art. 1 5 1 Abs. 1 • ■, hen f i. 1 -
förderungsgesetzes 1985" erfolgt ist, is ■. entgegen der Ans »■ i 
der Klägerin nicht zugleich vereinbart worden, daß die Befristung 
ni c ht a uf e1n e n s a ch1i c h r echt f ert i ge nde • i G r x j nd i m Sinne d er 
R e o h t s p r e c h u n g g e s t ü t z t werden darf. ” i *■> e >, u • • m . > h», r,, e» ’ h > r - 
rung mag zwar ebenso denkbar sein wie die des Gegenteils, näm­
lich. daß sich die Zulässigkeit der Befristung nicht nach des 
1‘ -: « V  f“ : sru s l n rd nr i spe-'' tz richten soll» Die vor Wes t
di glich posit, ive Bezugnahme1 auf Art. 1 I 1 Abs. 1 - ,o, j , ' ■ s 1 :
§ 1 des Arbe i tsvert rages der Parteien be '•sei. u heg au '■ k-
lieh noch im Wege der Auslegung, daß die Parteien vereinbart hal­
ten,, die Zulässigkeit der Befristung dürfe nur auf Art, 1 5 1 
Abs. 1 BeschFG 1985 und nicht zusätzlich auch darauf gestützt 
vierden, daß für sie ein im Sinne der Rechtsprechung sachlich 
rechtfertigender Grund vor1iegt.
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Insoweit wird das Landesarbeitsgericht» falls es die Zuläs­
sigkeit der Befristung des letzten Arbeitsverhältnisses der Par­
teien nicht schon nach Art. 1 § 1 Abs. 1 BeschFG 1985 bejaht» 
insbesondere zu prüfen und zu entscheiden haben» ob die Klägerin 
als Vertreterin für Herrn B eingestellt worden ist. Dieser 
Grund mußte der Klägerin nicht eröffnet werden. Insoweit kommt 
auch eine indirekte Vertretung im Wege des Ringtausches in Be­
tracht .

V. Die Revision ist auch hinsichtlich des Antrags auf vorläufi­
ge Weiterbeschäftigung begründet. Ob der Klägerin ein solcher An­
spruch zusteht oder nicht, hängt entscheidend davon ab, ob das 
Arbeitsverhältnis der Parteien infolge seit er Befristung am 
31. März 1988 sein Ende gefunden hat oder ob die Befristung un­
wirksam ist und das Arbeitsverhältnis deshelb über diesen Tag 
hinaus fortbesteht.

Dr. Seidensticker Dr. Becker Schliemann
Dr. Knapp Seiler
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